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Das Gesetz über die Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparats stellt auch 
allen Staatsanwälten große Aufgaben: Ihre Arbeit muß 
zur aktiven Durchsetzung des Gesetzes beitragen, und 
zugleich müssen aus dem Gesetz Schlußfolgerungen 
für die Verbesserung des eigenen Arbeitsstiles ge­
zogen werden. In der Erkenntnis, daß es sich hierbei 
um komplizierte Aufgaben handelt, hat die Oberste 
Staatsanwaltschaft recht schnell Maßnahmen ergriffen, 
wobei sie sich auf die Erfahrungen stützen konnte, die 
in der Arbeit mit dem Gesetz über die örtlichen Organe 
der Staatsmacht vom 17. Januar 1957 gesammelt wur­
den.

Bereits am 7. Februar 1958 beschäftigten sich die 
Mitarbeiter der Obersten Staatsanwaltschaft in einer 
Kollegiumssitzung mit dem Gesetzentwurf, und am
11. Februar 1958 fand eine Tagung mit allen Bezirks­
staatsanwälten statt, auf der, ohne daß es zu konkreten 
Schlußfolgerungen kommen konnte, über das Gesetz 
und die sich daraus für die Staatsanwaltschaft erge­
benden Aufgaben diskutiert wurde. Die Bezirksstaats­
anwälte erhielten jedoch schon den Hinweis, straf­
baren Handlungen, die irgendwie mit der Durchsetzung 
des Gesetzes Zusammenhängen könnten, besondere 
Beachtung zu schenken. Die Aufmerksamkeit der Be­
zirksstaatsanwälte wurde insbesondere auf die Ver­
hinderung möglicher Sabotage- und Diversionshand­
lungen bei der Durchsetzung des Gesetzes gelenkt.

Die Kollegiumssitzung und die Tagung mit den Be­
zirksstaatsanwälten wurde mit allen Staatsanwälten 
der Obersten Staatsanwaltschaft bereits eine Woche 
später ausgewertet; alle Instrukteure wurden auf die 
Lösung der Aufgaben, die mit der Durchsetzung des 
Gesetzes Zusammenhängen, orientiert. Schließlich fand 
am 13. März 1958 eine Tagung der in der Allgemeinen 
Aufsicht tätigen Staatsanwälte statt, die ausschließ­
lich der Behandlung des neuen Gesetzes mit dem Ziel 
diente, Schlußfolgerungen für die Arbeit der Staats­
anwaltschaft zu ziehen.

Auch alle Staatsanwälte in den Bezirken haben sich 
mit dem Gesetz beschäftigt und die verschiedensten 
Methoden entwickelt. Gut ist das Beispiel der Bezirks­
staatsanwaltschaft Leipzig, eine Argumentation zur 
Popularisierung des Gesetzes auszuarbeiten und diese 
an die Kreisstaatsanwälte zu geben, um so die politi­
sche Massenarbeit zu aktivieren. Vielerorts sind Staats­
anwälte in Zusammenarbeit mit den Bezirks- und 
Kreisleitungen der SED als Referenten über Fragen 
des Gesetzes eingesetzt worden. Auch der Hinweis des 
Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin, daß alle Staats­
anwälte der Verwirklichung des Gesetzes in den Be­
trieben besondere Beachtung schenken sollen, ist wert­
voll.

Im Arbeitsplan der Obersten Staatsanwaltschaft für- 
das II. Quartal 1958 ist als eine Hauptaufgabe die Be­
achtung des Gesetzes und im Zusammenhang damit 
die weitere Überprüfung des eigenen Arbeitsstiles 
festgelegt. Auch die Abteilung II hat auf ihrem Gebiet 
konkrete Punkte in den Arbeitsplan auf genommen. So 
sind z. B. alle Instrukteure verpflichtet, die Staatsan­
wälte in den Bezirken auf die Maßnahmen hinzu­
weisen, die sich aus der Übertragung des Arbeits­
schutzes auf den FDGB ergeben. Die Tagung der Bei­
räte für Arbeitsschutz wird dazu beitragen, die Auf­
gaben auf diesem Gebiet zu konkretisieren. Das 
nächste Ziel besteht darin, die zum Teil noch spora­
dische Arbeit zu beseitigen und durch eine ständige, 
systematische Tätigkeit der Staatsanwälte einen engen 
Kontakt zu den Werktätigen herzustellen. In allen 
Bezirken wurden bereits Verbindungen mit den Ge­
werkschaften aufgenommen. Da mit den Arbeitsschutz­
inspektoren seit langem Kontakt besteht, sind hierbei 
keine Schwierigkeiten aufgetreten. Auch die Oberste 
Staatsanwaltschaft ist auf diesem Gebiet zu einer 
engeren Zusammenarbeit mit dem Bundesvorstand 
des FDGB gelangt. So konnten schon verschiedene

Grundsatzfragen, z. B. die der .Überleitung der Straf­
befugnis auf die gewerkschaftlichen Arbeitsschutzin­
spektionen, gemeinsam geklärt werden.

*

Die Tagung der in der Allgemeinen Aufsicht tätigen 
Staatsanwälte diente der schnellen, unmittelbaren Er­
läuterung der politischen Bedeutung des Gesetzes und 
der Ausarbeitung einer Arbeitsmethodik zur Lösung 
spezieller Aufgaben auf dem Gebiet der Allgemeinen 
Aufsicht. Dabei kam es darauf an, die zu Beginn der 
Arbeit mit dem Gesetz über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 17. Januar 1957 aufgetretenen Fehler 
eines formalen Herangehens nicht zu wiederholen, 
sondern sofort das neue Gesetz mit den von der Staats­
anwaltschaft täglich zu lösenden Aufgaben beim Auf­
bau des Sozialismus zu verbinden.

Die Tagung brachte Klarheit darüber, was die Staats­
anwälte in ihrer Tätigkeit auf dem Gebiet der Allge­
meinen Aufsicht zu beachten haben:

Die Staatsanwälte müssen zur schnellstmöglichen 
Durchsetzung des Gesetzes beitragen. Dabei geht es 
weniger um technisch-organisatorische Maßnahmen zur 
Durchführung des Gesetzes als vielmehr darum, den 
Arbeitsstil durch Verbesserung der politischen Leitung, 
der Erziehung und der Arbeit mit den Menschen zu 
verändern. Hierzu gehört auch die Mitwirkung bei der 
Popularisierung und Erläuterung des Gesetzes in der 
breiten Öffentlichkeit, besonders vor den Werktätigen 
in den sozialistischen Industriebetrieben und auf dem 
Land. Diese Arbeit ist zu verbinden mit der Mobili­
sierung aller Werktätigen zum Kampf um die Er­
füllung der Pläne.

Die Staatsanwälte haben die Aufsicht über die Ge­
setzlichkeit der Durchführung derjenigen Maßnahmen, 
die auf Grund des Gesetzes ergriffen wurden. Sie müssen 
vor allem darauf achten, daß alle Staats- und Wirt­
schaftsfunktionäre eng mit den Gewerkschaften, den 
anderen Massenorganisationen und den Ausschüssen 
der Nationalen Front Zusammenarbeiten, um mit 
deren Hilfe die breite Teilnahme der Werktätigen an 
der Leitung von Staat und Wirtschaft zu organisieren.

Die Staatsanwälte müssen sich bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben davon leiten lassen, daß das Gesetz 
der schnelleren Entwicklung des sozialistischen Auf­
baus in der DDR dient. Ihre Maßnahmen dürfen daher 
nicht zum Hemmschuh des Neuen, sich Entwickelnden 
werden.

Die Überprüfung bestimmter, in Durchführung des 
Gesetzes von den staatlichen Organen, insbesondere 
auch von WB, Wirtschaftsräten und Plankommissionen 
der Kreise, erlassener Anordnungen, Richtlinien, Rund­
schreiben usw. erfolgt in der üblichen Methode (Be­
schlußüberprüfung, Beschwerdebearbeitung usw.). Diese 
Aufgaben sind unter Beachtung des Schwerpunktplans 
der Obersten Staatsanwaltschaft sowie der Schwer­
punkte in den Bezirken und Kreisen zu lösen.

Bei notwendigen Maßnahmen (Einspruch oder Hin­
weis) ist die Feststellung von Ungesetzlichkeiten mit 
einer eingehenden Erläuterung der gesetzlichen Be­
stimmungen zu verbinden, nicht nur, um zu zeigen, 
was falsch gemacht wurde, sondern vor allem, um 
darzulegen, wie richtig zu handeln ist. Das ist um so 
notwendiger, je weiter die Staatsanwälte mit ihrer 
Arbeit an die Basis der staatlichen Arbeit kommen.

In der Weiterentwicklung der Grundsätze des Ge­
setzes über die örtlichen Organe der Staatsmacht gilt 
für die Durchsetzung des Gesetzes vom 11. Februar 1958, 
daß der Prozeß der immer bewußteren und aktiveren 
Teilnahme der Werktätigen an der Lösung der politi­
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben noch 
wirksamer werden muß. Die Wahrung der Rechte der 
Werktätigen ist dafür eine Voraussetzung; die wich­
tigste Voraussetzung aber ist der Bestand und die 
weitere Festigung der volksdemokratischen Ordnung.
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